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Kapitel 1: 

Einleitung 

§ 1 Die wirtschaftliche Bedeutung der Abtretung 
§ 1 Die wirtschaftliche Bedeutung der Abtretung 

Die Möglichkeit der vertraglichen Abtretung ist notwendige Voraussetzung für 
die Handelbarkeit einer Forderung.1 Wurde das Recht, von einem anderen Leis-
tung zu verlangen, unter Geltung des römischen Rechts noch für nicht übertrag-
bar gehalten, weil diesem Recht eine höchstpersönliche Natur zugesprochen 
wurde,2 so wurden im Laufe der Zeit verschiedene rechtliche Möglichkeiten zur 
Verwertung einer Forderung entwickelt,3 an deren Ende das Rechtsinstitut der 
Abtretung steht. Dieses kann verstanden werden als „Metamorphose der Rechts-
beziehung“4, bei der das bipolare Verhältnis zwischen (Alt-)Gläubiger und 
Schuldner aufgelöst wird und wodurch die Forderung für den Zedenten zu einem 
bereits gegenwärtig realisierbaren Vermögenswert erstarken kann.5  

Der Prozess bis zur endgültigen Anerkennung der Möglichkeit, eine Forde-
rung zu übertragen, dauerte indes bis ins 19. Jahrhundert hinein.6 Für eine mo-
derne Wirtschaft, in der Währungs- und Kreditsysteme einen wesentlichen Bei-
trag zur Gesamtwohlfahrt leisten, scheint es aber unumgänglich, dass der in der 
Forderung verkörperte Wert nicht nur durch Erfüllung, sondern auch in anderer 
Form realisiert werden kann.7 

                                                                    
1 Vgl. Struycken, LMCLQ 1998, 345, 353 f. 
2 HKK-Hattenhauer, §§ 398-413 Rn. 7; Luig, Zession und Abstraktionsprinzip, S. 112, 

114. 
3 Siehe dazu Ranieri, Europäisches Obligationenrecht, S. 1183 ff.; Zweigert/Kötz, Ein-

führung in die Rechtsvergleichung, S. 439 f.  
4 Giger, Das Schicksal des Rechts beim Subjektwechsel, S. 202. 
5 MüKo-G. H. Roth, § 398 BGB Rn. 1; Einsele, ZVglRWiss 1991, 1, 1. 
6 Ranieri, Europäisches Obligationenrecht, Kapitel 10, S. 1183 begründet dies damit, dass 

diese Rechtsfigur das hohe Abstraktionsniveau des modernen Rechts voraussetzt. Siehe aus-
führlich zur Geschichte der Abtretung Luig, Zur Geschichte der Zessionslehre. 

7 Kötz, Rights of Third Parties, S. 54 Rn. 60. Vgl. auch Nörr/Scheyhing/Pöggeler-Nörr, 
Sukzessionen, S. 108: „Die Mobilisierung sämtlicher vermögenswerter Positionen ist, wenn-
gleich es Rückschläge gab, eine deutlich erkennbare Tendenz der neueren Privatrechtsge-
schichte“. 
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„If we were asked – Who made the discovery which has most deeply affected the fortunes 
of the human race? We think, after full consideration, we might safely answer – The man 
who first discovered that a Debt is a Saleable [sic] Commodity“.8 

Die durch die Rechtsordnung geschaffene Möglichkeit, eine Forderung als Ver-
mögenswert einzusetzen, kann auf vielfältige Art und Weise genutzt werden. 
Statt auf die Erfüllung des Schuldners beschränkt zu sein und etwa auf die Fäl-
ligkeit der Forderung warten zu müssen, eröffnet sich dem Forderungsinhaber 
durch die Möglichkeit der Abtretung die Aussicht auf einen räumlich, zeitlich 
und zahlenmäßig uneingeschränkten Kreis von potentiellen Geldgebern. Dabei 
ist auch zu berücksichtigen, dass sich der Schwerpunkt der Vermögensstruktur 
von Unternehmen vom Sacheigentum auf Forderungen verlagert hat.9 Zur 
(schnelleren) Finanzierung ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit können sie Forderun-
gen beispielsweise verkaufen, um den (dann grundsätzlich um einen Verwal-
tungs- und Risikoabschlag verminderten) Gegenwert unmittelbar zu erlangen 
(factoring)10, oder sie können Forderungen als Sicherungsmittel etwa für ein 
Darlehen oder im Rahmen eines verlängerten Eigentumsvorbehalts einsetzen.  

Die Zession ist aus diesem Grunde aus Wirtschaft und Kreditpraxis nicht mehr 
wegzudenken.11 Als Grundbestandteil von Darlehens- oder sonstiger Kreditbesi-
cherung, aber auch (neueren) Finanzinstrumenten wie der Ausgabe von Wertpa-
pieren auf Buchforderungen (securitization)12 betrifft sie die Finanzwirtschaft 
und die Finanzmärkte in besonderem Maße. So überrascht es auch nicht, dass 
finanzmarktnahe Interessenverbände der City of London sich mit mehreren Stel-
lungnahmen zur Reform der kollisionsrechtlichen Behandlung der Forderungs-
abtretung bei der Schaffung des Art. 14 Rom I-Verordnung13 zu Wort gemeldet 

                                                                    
8 Macleod, Principles of Economical Philosophy, S. 481. 
9 Staudinger-Hausmann, Art. 14 Rom I-Verordnung Rn. 1; Leible/Müller, IPRax 2012, 

491, 491. Mankowski, IPRax 2012, 298, 298 stellt fest, dass sie „vom Volumen her der mit 
Abstand wichtigste Handelsgegenstand sind“. Vgl. ebenso für natürliche Personen Lehmann, 
Finanzinstrumente, S. 228. 

10 MüKo-Berger, Vorb § 488 BGB Rn. 19. Siehe zu den verschiedenen Ausprägungen 
des factoring, bei denen insbesondere das „echte“ und das „unechte“ factoring zu unterschei-
den sind, Schimansky/Bunte/Lwowski-Martinek, § 102. 

11 Garcimartín Alférez, Assignment of claims in the Rome I Regulation, S. 217, 217 be-
zeichnet sie als “cornerstone of many financing operations“. Ähnlich Fentiman, IJGLS 2010, 
245, 248: „The commercial importance of the issues regulated by Article 14 can hardly be 
exaggerated“. 

12 Bei einer securitization werden bei typischem Ablauf Privatkundenforderungen von 
einer Bank an eine oftmals nur für diesen Zweck gegründete Gesellschaft (Special Purpose 
Vehicle: SPV) verkauft und übertragen. Diese begibt Schuldverschreibungen, die durch die 
Forderungen gedeckt sind. Durch die Einnahmen aus den Forderungen bedient das SPV die 
laufenden Ansprüche der Anleger aus den Anleihen. Zu den Grundstrukturen siehe ausführ-
lich Alte, Die Forderungsabtretung bei der Securitisation, S. 10 ff.  

13 Verordnung (EG) Nr. 593/2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht (Rom I), ABl. L 177/6 vom 4.7.2008. 
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haben.14 Ebenso gab es etliche Antworten und Vorschläge aus den Reihen des 
Handels und der Industrie zum „Grünbuch“15 der Kommission,16 das die Kodifi-
kation der Rom I-Verordnung vorbereitet hat. Die wirtschaftliche Bedeutung der 
Abtretung wird ferner beispielhaft durch die Umsatzzahlen zweier Bereiche be-
legt, die auf die Abtretung von Forderungen unmittelbar angewiesen sind: die 
deutsche factoring-Branche und der europäische Verbriefungsmarkt (d.h. die 
securitization-Industrie). So hat Erstere im Jahr 2013 einen Jahresumsatzrekord 
von EUR 171,29 Mrd.,17 Letztere im Jahr 2013 ein Emissionsvolumen von 
EUR 180,8 Mrd. verzeichnet.18 

Die Abtretung von Forderungen oder sonstigen Vermögenswerten beschränkt 
sich dabei nicht auf einen räumlich klar abgegrenzten Markt. Durch immer stär-
ker vernetzte und effizienzgetriebene Strukturen erstreckt sich etwa die Suche 
nach Waren- oder Geldkreditgebern oder auch die Ausgabe von Wertpapieren 
im Rahmen der securitization auf einen globalen Markt mit Akteuren aus den 
verschiedensten Regionen.19 Im Rahmen einer transnationalen Integration von 
Märkten und Produktionsfaktoren finden immer häufiger Grenzüberschreitungen 
statt,20 weshalb das Verhältnis von begrenzt geltendem Recht und zunehmend 
grenzenloser Wirklichkeit immer besser ausgestaltet werden muss.21 Dass die 
Märkte untereinander noch stärker verflochten sind, als zunächst angenommen, 
hat sich im Zuge der Banken- und Finanzkrise gezeigt, in der die asset backed 

                                                                    
14 Siehe nur die Stellungnahmen von April und Oktober 2006, sowie März 2010 des Fi-

nancial Markets Law Committee, abrufbar unter <http://www.fmlc.org/fmlc-papers.html> 
[letzter Abruf am 02.02.2015]. 

15 Das Grünbuch über die Umwandlung des Übereinkommens von Rom aus dem Jahr 
1980 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht in ein Gemein-
schaftsinstrument sowie über seine Aktualisierung, KOM(2002) 654 endgültig vom 
14.01.2003. 

16 Diese sind abrufbar unter http://ec.europa.eu/justice/newsroom/civil/opinion/
040127_en.htm [letzter Abruf am 02.02.2015]. 

17 Abrufbar unter <http://www.factoring.de/branchenzahlen-factoring-2013> [letzter Ab-
ruf am 02.02.2015]. 

18 Diese Zahl stammt aus dem Securitisation Data Report: Q1 2014, S. 4, abrufbar 
unter <http://www.afme.eu/documents/statistics-and-reports.aspx> [letzter Abruf am 
02.02.2015]; im Vergleich zu 2008 ist das Emissionsvolumen damit indes um beinahe 75 % 
zurückgegangen. Boos/Fischer/Schulte-Mattler-Tollmann, Vor § 22a KWG Rn. 3 spricht da-
von, dass der deutsche Verbriefungsmarkt infolge der Finanzkrise fast zum Erliegen gekom-
men war, dass aber vor dem Hintergrund der neuen Eigenkapitalanforderungen von Basel II 
und III wieder mit zunehmenden Transaktionen zu rechnen sei. 

19 Vgl. auch Staudinger-Hausmann, Art. 14 Rom I-Verordnung, Rn. 1: „Als Folge der 
zunehmenden Internationalisierung der Wirtschaft und des Handels steigt der Bedarf nach 
grenzüberschreitenden Formen der Kreditsicherung“. 

20 Rödl, Kollisionsrecht statt Globalstaat, S. 271, 272. 
21 Kronke, Internationales Privatrecht, S. 1305, 1309 Rn. 12. 
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securities (ABS)22 als Produkte der securitization in der öffentlichen Berichter-
stattung einen ungeahnten Stellenwert erreichten.23 

§ 2 Der Gegenstand der Untersuchung 
§ 2 Der Gegenstand der Untersuchung 

A. Einführung in das Thema 

Sowohl die steigende wirtschaftliche Bedeutung der Abtretung als auch ihre zu-
nehmende globale Reichweite werfen vielgestaltige Regelungsprobleme auf. 
Vorrangig und drängend scheint unter diesen die Frage zu sein, welche materi-
ellrechtliche Regelung in einem internationalen Sachverhalt die Wirksamkeit der 
Zession bestimmt. Trotz der bisherigen Bemühungen um eine internationale 
Rechtsvereinheitlichung der Forderungsabtretung24 liegt die Verwirklichung die-
ses Ziels noch in weiter Ferne.25 Vor diesem Hintergrund ist eine verlässliche 
Bestimmung des anwendbaren Rechts bei Sachverhalten mit Verbindungen zu 
verschiedenen Rechtsordnungen – (wenigstens) durch das Internationale Privat-
recht (IPR) – umso wichtiger;26 auch und gerade innerhalb der europäischen 
Staaten. Denn zwischen ihnen bestehen vor allem im Bereich der Globalzession 
                                                                    

22 Als Unterfall insbesondere die mortgage backed securities (MBS). Bei ABS handelt es 
sich um durch Vermögensgegenstände (assets) gegen Kapitalverlust gesicherte (backed) 
Wertpapiere (securities); dies ist der Gegenstand der securitization. Siehe dazu Boos/Fi-
scher/Schulte-Mattler-Tollmann, Vor § 22a KWG Rn. 2. Bei den MBS ist das Forderungs-
portfolio des Emittenten zusätzlich grundpfandrechtlich gesichert, Schimansky/
Bunte/Lwowski-Jahn, § 114a Rn. 6. Beim Ausbruch der Finanzkrise waren viele dieser MBS 
mit sogenannten subprime mortgages besichert, bei denen es sich um Hypotheken für Kre-
dite handelt, die in den USA an Hauseigentümer mit geringem Einkommen vergeben wur-
den, ohne eine ausreichende Überprüfung der Schuldendeckungsfähigkeit vorzunehmen, 
vgl. Boos/Fischer/Schulte-Mattler-Tollmann, Vor § 22a KWG Rn. 3a ff. Dies wird als ein 
wesentlicher Grund für den Ausbruch der Finanzkrise angesehen. 

23 Vgl. zur Diskussion über die Ursachen der Finanzkrise, zu denen maßgeblich das Kre-
ditverbriefungsgeschäft gezählt wird, Schimansky/Bunte/Lwowski-Jahn, § 114a Rn. 2. 

24 Siehe etwa die United Nations Convention on the Assignment of Receivables in Inter-
national Trade, einsehbar unter <www.uncitral.org>, die zugleich Kollisionsnormen enthält; 
eine Rechtsvereinheitlichung auf dem Gebiet des factoring ist bereits durch die Konvention 
von Ottawa zum Internationalen Factoring vom 28.05.1988 erreicht, einsehbar unter 
www.unidroit.org. Indes ist diese in der Praxis aufgrund der geringen Anzahl der Vertrags-
staaten nicht sehr bedeutend, vgl. Stumpf/Schulz, FLF 2011, 89, 89. Auch die sogenannte 
Kapstadt-Konvention (Übereinkommen über internationale Sicherungsrechte an bewegli-
cher Ausrüstung, abrufbar unter <www.unidroit.org>) enthält Regeln über die Abtretung von 
bestimmten Forderungen. 

25 Vgl. Eidenmüller, AcP 2004, 457, 459 und 492. Für einen Überblick, warum die UN-
Abtretungskonvention bislang nicht in Kraft getreten ist: Flessner, Privatautonomie und In-
teressen im internationalen Privatrecht, S. 561 ff. 

26 Bauer, Die Forderungsabtretung im IPR, S. 25; Bridge, LQR 2009, 671, 676; Stoll, Die 
Forderungsabtretung im internationalen Privatrecht, S. 307, 308. 
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und der Vorausabtretung deutliche Unterschiede in der Behandlung der Zes-
sion,27 während zugleich die grenzüberschreitenden wirtschaftlichen Beziehun-
gen im Binnenmarkt einen hohen Stellenwert haben. 

Wie eine als international zu bewertende Forderungsabtretung vorzunehmen 
ist, wann sie wirksam ist und welche Rechte der Schuldner geltend machen kann, 
hängt davon ab, welche nationale Rechtsordnung insoweit anwendbar ist. Im IPR 
wird allgemein durch Schaffung möglichst international akzeptierter Anknüp-
fungsregeln angestrebt, dass Marktteilnehmer bei ein und demselben Sachverhalt 
stets die gleiche Antwort auf die Frage nach dem anwendbaren Recht erhalten 
– unabhängig davon, welches Gericht mit der Frage befasst ist.28 Zu einer sol-
chen Vereinheitlichung eignen sich in erster Linie Regelungen, die nicht nur für 
einen Staat, sondern für eine Mehrzahl von Staaten verbindlich sind. Innerhalb 
Europas ist die Schaffung eines entsprechenden Regelwerkes zunächst staatsver-
traglich mittels des Europäischen Schuldvertragsübereinkommens (EVÜ)29 ver-
sucht worden. Aber trotz der mit Art. 18 EVÜ aufgestellten Verpflichtung, bei 
der Auslegung und Anwendung der Vorschriften den internationalen Charakter 
zu berücksichtigen, ist ein einheitliches Verständnis – insbesondere für die die 
Forderungsabtretung betreffende Vorschrift (Art. 12 EVÜ, umgesetzt in Art. 33 
Abse. 1 und 2 EGBGB) – nicht erreicht worden.30 Zwar wurde in Zusatzproto-
kollen zum EVÜ vereinbart, dass der EuGH für die Auslegung des EVÜ zustän-
dig sein sollte.31 Diese traten jedoch erst mit Wirkung zum 01.08.2004 in Kraft.32 
Außerdem bestand für die mitgliedstaatlichen Gerichte keine Pflicht zur Vorlage 
an den EuGH und es war eine Reihe weiterer Misslichkeiten zu verzeichnen.33 
Da die staatsvertragliche Lösung somit nicht das gewünschte Ergebnis brachte, 
wurde das EVÜ durch eine europäische Verordnung abgelöst („hochgezont“).34 
Aufgrund der unmittelbaren Anwendbarkeit einer Verordnung in den Mitglied-
staaten und aufgrund der Auslegungszuständigkeit durch den EuGH ist ein euro-
paweit einheitlich geltendes IPR des Vertragsrechts nunmehr Realität. Trotz die-
ser insgesamt erfreulichen Entwicklung kann die derzeitige kollisionsrechtliche 
                                                                    

27 Vgl. die Überblicksbeiträge bei Hadding/Schneider, Die Forderungsabtretung in aus-
ländischen Rechtsordnungen. 

28 Dies ist das hehre Ideal der „Gesetzesharmonie“ bzw. des äußeren Entscheidungsein-
klangs. Vgl. dazu bereits Kahn, Ueber Inhalt, Natur und Methode des IPR, S. 68 und von 
Savigny, System des heutigen römischen Rechts, S. 27 f. 

29 Europäisches Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht vom 19.6.1980, ABl. L 266 vom 9.10.1980. 

30 Vgl. zu dieser Kritik auch Stadler, IPRax 2000, 104, 104. 
31 Erstes Protokoll über die Auslegung des Übereinkommens von 1980 durch den Ge-

richtshof (konsolidierte Fassung), ABl. EG 1998 C 27, S. 47; Zweites Protokoll zur Über-
tragung bestimmter Zuständigkeiten für die Auslegung des Übereinkommens von 1980 auf 
den Gerichtshof (konsolidierte Fassung), ABl. EG 1998 C 27, S. 52. 

32 Pfeiffer, EuZW 2008, 622, 622. 
33 Siehe dazu Dutta/Volders, EuZW 2004, 556, 556 ff. 
34 Siehe zur Gesetzeshistorie noch unten, 3. Teil § 5 B., S. 93 ff. 
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Behandlung der Forderungsabtretung in Art. 14 Rom I-Verordnung, so viel sei 
vorweggenommen, noch nicht vollends überzeugen.35 So wird auch mit Art. 27 
Abs. 2 Rom I-Verordnung bereits ein „Geburtsmakel“ im Bereich der vertragli-
chen Abtretung sichtbar.36 Diese Vorschrift verpflichtet die Kommission zur 
Vorlegung eines Berichts, in welchem sie zum besonders strittigen Thema der 
Drittwirkung einer Abtretung37 Stellung nehmen und gegebenenfalls eine Ände-
rung des Art. 14 Rom I-Verordnung vorschlagen soll. Die Darstellung des status 
quo sowie die Reform dieses (unfertigen) Gebiets der kollisionsrechtlichen Re-
gelung der Abtretung, die ein wirtschaftlich so bedeutsames Rechtsinstitut dar-
stellt, ist der Gegenstand dieser Arbeit. 

Für die Untersuchung des Themas kann auf einige Veröffentlichungen zu-
rückgegriffen werden, die teils vor Inkrafttreten,38 teils unter Geltung des EVÜ39 
entstanden sind, und auf solche, die bereits die Regelung der Rom I-Verordnung 
erfassen40. Diese Arbeiten konnten indes die vom British Institute of Internatio-
nal and Comparative Law (BIICL) vorgelegte Studie noch nicht berücksichti-
gen,41 die als Vorarbeit für den von der Kommission gemäß Art. 27 Abs. 2 
Rom I-Verordnung zur Behandlung der Drittwirkung der Abtretung zu erbrin-
genden Bericht dient. Bezüglich dieser Thematik ist seit einigen Jahren eine Ver-
schiebung des Meinungsbildes gerade in der deutschen Literatur zu beobach-
ten.42 Die Verschiebung der Mehrheiten unter den vertretenen Ansichten scheint 
jedoch die Schutzwürdigkeit des Schuldners bei der Abtretung nicht in ausrei-

                                                                    
35 Sehr harsch fällt die Kritik bei Mankowski, IHR 2008, 133, 149 aus. 
36 Vgl. Garcimartín Alférez, EuLF 2008, 61, 61: „eloquent proof of the fact that the Com-

munity legislator is not absolutely satisfied with its work“. Ferrari-Kieninger, Art. 14 Rom I-
Verordnung Rn. 1: „in den Kinderschuhen stecken geblieben“. 

37 Siehe dazu noch ausführlich unten, 3. Teil § 8, S. 170 ff. 
38 Guldener, Zession, Legalzession und Subrogation im internationalen Privatrecht;  

Rüegsegger, Die Abtretung im Internationalen Privatrecht. 
39 Bode, Die Wirksamkeit einer Forderungsübertragung gegenüber Dritten vor dem Hin-

tergrund der internationalen Forderungsfinanzierung; Kaiser, Verlängerter Eigentumsvorbe-
halt und Globalzession im IPR; H. Keller, Zessionsstatut im Lichte des Übereinkommens 
über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht vom 19. Juni 1980;  
Mangold, Die Abtretung im Europäischen Kollisionsrecht. 

40 Bauer, Die Forderungsabtretung im IPR; Heine, Das Kollisionsrecht der Forderungs-
abtretung. Jedenfalls zum Kommissions-Vorschlag der Rom I-Verordnung auch de Visser, 
The European Community Conflict of Laws Rules on Voluntary Assignments. 

41 Study on the question of effectiveness of an assignment or subrogation of a claim 
against third parties and the priority of the assigned or subrogated claim over a right of an-
other person, Final Report. Abrufbar unter <http://ec.europa.eu/justice/civil/files/report_as-
signment_en.pdf> [zuletzt abgerufen am 25.11.2014]; im Folgenden: BIICL-Studie. 

42 Vgl. dazu noch unten, 3. Teil § 8 A., S. 171 ff. 
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chender Weise zu berücksichtigen. Ein Stehenbleiben bei den vermeintlich er-
schöpfend ausgetauschten Argumenten43 kann deshalb nicht zufriedenstellen. 
Dies alles erfordert vielmehr eine erneute vertiefte Untersuchung des Themas. 

B. Einführung in konkrete Probleme 

Die Gestaltung und Anwendung einer europäischen Kollisionsnorm für die Ab-
tretung wird durch eine in diesem Bereich in besonderem Maße bestehende 
Komplexität erschwert, die bei der Behandlung der spezifischen kollisionsrecht-
lichen Probleme zu überwinden ist. 

I. Die Komplexität der Regelungsmaterie 

Die Regelung des Abtretungsvorgangs stellt aufgrund des Dreipersonenverhält-
nisses zwischen Schuldner, Zedent und Zessionar schon innerhalb des nationalen 
materiellrechtlichen Rahmens eine mehrdimensionale Aufgabe dar. Zu den drei 
notwendigerweise involvierten Parteien einer Abtretung treten im Konfliktfall 
häufig noch weitere Personen, wie etwa die Gläubiger des Zedenten oder des 
Zessionars, der Insolvenzverwalter einer der Parteien oder – im Falle der Mehr-
fachzession – weitere potentielle Zessionare. Die rechtliche Behandlung dieser 
damit ohnehin schon verflochtenen Ausgangslage wird im internationalen Be-
reich zusätzlich dadurch erschwert, dass die verschiedenen Rechtsordnungen auf 
die Interessen der Beteiligten uneinheitlich reagieren und die rechtlichen Grund-
lagen in unterschiedlicher Weise gestalten.44 Das divergierende Verständnis der 
rechtlichen Einordnung der Abtretungstransaktion als zwei getrennt und abstrakt 
wirksame Geschäfte (etwa nach deutschen Recht), als zwar getrennte, aber kau-
sal zusammenhängende Geschäfte (etwa nach österreichischem Recht) oder aber 
als Einheitsgeschäft (etwa nach französischem Recht) stellt sich als einer der Un-
terschiede heraus, die für die größte Unsicherheit bei der kollisionsrechtlichen 
Behandlung der Abtretung ursächlich sind.  

Für die Überprüfung und (gegebenenfalls) die Reformierung des Art. 14 
Rom I-Verordnung sind somit vier Verhältnisse (Zedent–Schuldner, Zedent–
Zessionar, Zessionar–Schuldner, Zedent/Zessionar–Dritte) sowie die Sach-
rechts- und die kollisionsrechtliche Ebene gedanklich auseinanderzuhalten, die 
aber in Form einer allgemein geltenden Kollisionsnorm zusammenzuschweißen 
sind, um das Ziel einer europaweiten Anwendung derselben Kollisionsregel zu 
erreichen. Die Aufgabe, vor welcher der europäische Gesetzgeber mit der Ver-
einheitlichung des IPR insgesamt und aufgrund der aufgezeigten Komplexität 

                                                                    
43 Mankowski, IPRax 2012, 298, 299 sieht die Diskussion als abgeschlossen an, obwohl 

er der Diskussion selbst noch einige neue Aspekte hinzufügt. 
44 Für alle Kieninger, General Principles on the Law Applicable to the Assignment of 

Receivables in Europe, S. 153, 153. 


